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Beschluss:

1. Die Ausführungen über das geplante Probejahr 2019 werden zur Kenntnis 

genommen.

2. Die Einführung der Gruppenkarten für Jugendliche und junge Erwachsene bis 

25 Jahre in den im Vortrag genannten Bädern werden zur Kenntnis 

genommen.

3. Zusätzlich zum Probejahr werden die Stadtwerke München beauftragt, 

Verhandlungen bezüglich der Eintrittspreise der M-Bäder zu führen und 

die Einführung von Ermäßigungen für Schüler ab 15 Jahren und 

Studenten zu erörtern.

4. Der freie Eintritt für Kinder und Jugendliche bis zur Volljährigkeit in der Saison 

2019 in den Münchner Sommerbädern wird zur Kenntnis genommen.

5. Die Finanzierung von einmalig bis zu 1.785.000 € im Jahr 2019 aus zentralen 

Mitteln wird genehmigt. Die Auszahlung erfolgt nach erfolgter Spitzabrechnung 

als Betriebskostenzuschuss an die Stadtwerke München GmbH.

6. Den Ausführungen zur Eilbedürftigkeit und Unabweisbarkeit im Vortrag wird 

zugestimmt. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft wird daher beauftragt, die 

für das laufende Haushaltsjahr 2019 benötigten Auszahlungsmittel für das 

Produkt 44111320 Beteiligungsmanagement im Haushaltsplanverfahren durch 

die Stadtkämmerei bereitstellen zu lassen.

7. Der Antrag Nr. 14-20 / A 04951 von der BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion vom 

05.02.2019 ist hiermit geschäftsordnungsgemäß erledigt.

8. Der Antrag Nr. 14-20 / A 04954 von Herrn BM Manuel Pretzl, Frau StRin 

Alexandra Gaßmann, Frau StRin Heike Kainz, Frau StRin Beatrix Burkhardt 

vom 05.02.2019 ist hiermit geschäftsordnungsgemäß erledigt.



Öffentliche Sitzung des Ausschusses für Arbeit und Wirtschaft vom 07. Mai 2019                                                  -   2   -

9. Der Antrag Nr. 14-20 / A 04986 von Frau StRin Verena Dietl, Frau StRin 

Kathrin Abele, Herrn StR Christian Müller, Herrn StR Cumali Naz, Frau StRin 

Julia Schönfeld-Knor, Frau StRin Birgit Volk, Frau StRin Anne Hübner, Frau 

StRin Simone Burger vom 13.02.2019 ist hiermit geschäftsordnungsgemäß 

erledigt.

10. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung obliegt der Vollversammlung des Stadtrates.


